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AKTUELLSHORT NEWS

Weltfrauentag und Behinderung

„Mehr Chancengleichheit für Frauen mit und ohne Behinderung“, 
fordert „Nëmme Mat Eis!“ anlässlich des Weltfrauentages. Die NGO 
verweist auf die Ergebnisse einer Studie zur Lebenssituation von Frau-
en mit Behinderung, die im Auftrag des Bundesfrauenministeriums von 
der Universität Bielefeld erstellt wurde. Die Studie belegt, dass Frauen 
mit Behinderung vielfach geschlechts- und behinderungsspezifische 
Diskriminierungen und häufiger Gewalt erleben. Auch alte pflegebe-
dürftige Menschen müssten besser geschützt werden. „Wir brauchen 
umfassende, barrierefreie und leicht zugängliche Informations-, 
Beratungs- und Unterstützungsangebote für Frauen mit Behinderungen 
sowie für Pflegebedürftige und deren Angehörige (...) Insbesondere 
in Einrichtungen bedarf es verbindlicher Präventions- und Interven-
tionspläne für das Pflegepersonal zum Umgang mit Gewalt“, so eine 
Vertreterin des Sozialverbandes in Nordrhein-Westfalen. Dies gilt laut 
„Nëmme mat eis!“ auch für Luxemburg. Leider gebe es zu diesen 
Fragen bisher keine Studien, zudem werde die besondere Situation 
von Frauen mit Behinderungen in Luxemburg nach wie vor nicht ernst 
genommen, was die dürftige Antwort der Familienministerin auf die 
parlamentarische Anfrage zur Gewalt gegen Frauen mit Behinderungen 
gezeigt habe. „Nëmme Mat Eis!“ veranstaltet am 23. März, um 18.00 
Uhr in den Räumlichkeiten des CLAE ein Gründungstreffen für eine 
behinderungsübergreifende Selbsthilfeorganisation. Mehr Infos unter 
www.nemmemateis.lu.

Florange dans l’étau électoral

Alors que les élections présidentielles en France avancent à grands 
pas et que l’atmosphère politique chez nos voisins de l’Hexagone vire 
au polar, les candidats se bousculent en Lorraine pour donner leur 
soutien aux ouvriers d’Arcelor-Mittal à Florange. Vu que l’usine de 
Gandrange a définitivement fermé ses portes, il ne reste de toute façon 
plus grand choix. Même Nicolas Sarkozy refait des promesses d’inves-
tissement et assure que l’usine - à l’arrêt « provisoirement », comme 
le veut la novlangue des communicants du géant de l’acier - rouvrira 
grâce à des subventions étatiques. Ce qui n’a pas empêché les ouvriers 
de bloquer leur usine pour faire pression. Et ce pour deux bonnes rai-
sons : d’abord parce que leur confiance dans la politique s’est depuis 
longtemps évanouie et puis, n’est-il pas absurde de subventionner une 
usine appartenant à une firme qui engrange des profits énormes et ce 
avec l’argent du contribuable, donc aussi avec l’argent des gens qui 
sont menacés de licenciement ? C’est carrément : payer plus pour au 
moins pouvoir travailler.

BESCHÄFTIGUNGSINITIATIVEN 

In die eigene Tasche 
gelogen
Richard Graf

Gut zehn Prozent des „Fonds 
pour l’Emploi“ fließen in private 
Beschäftigungsinitiativen, deren Ruf 
nicht immer der beste ist.

Nachdem des Wirtschaftsaudit bei 
der LCGB-Initiative ProActif Unregel-
mäßigkeiten bei der Finanzführung 
in einer Größenordnung von 2,3 Mil-
lionen Euro festgestellt hatte, konnte 
Arbeitsminister Nicolas Schmit für 
das ebenfalls LCGB-nahe Forum pour 
l’Emploi (FPE) Entwarnung geben: 
Doppelte Bezahlung oder fehlgeleite 
Gelder habe es in diesem Falle nicht 
gegeben.

Trotzdem gibt es auch beim FPE 
einige Probleme. Die Struktur ist, ge-
messen an der Vielzahl der Aktivi-
täten, unterfinanziert. Außerdem ist 
FPE demselben Irrtum aufgesessen, 
der schon ProActif in die Bredouille 
gebracht hat: Eine noch vom Vorgän-
ger François Biltgen 2009 gewährte 
einmalige Millionen-Spritze wurde als 
reguläre Aufstockung des laufenden 
Haushalts missverstanden. Als Folge 
dieses „Interpretationsfehlers“ wur-
den nicht, wie vom Minister beab-
sichtigt, im entsprechenden Umfang 
neue Betreuungsplätze für Arbeitslose 
geschaffen. 

Eine strenge Auslegung der Geset-
zeslage hätte für FPE die Konsequenz, 
dass 470.000 Euro zurückerstattet 
werden müssten. „Diese Schuld steht 
zunächst einmal so in den Büchern 
der Initiative“, erklärte Schmit gegen-
über der Presse. Wie und in welchem 
Umfang diese Rückzahlung in den 
nächsten Jahren bewerkstelligt wer-
den soll, sei allerdings noch nicht aus-
verhandelt, da ein Austausch mit FPE 
über das Gesamtaudit noch ausstehe.

Eine endgültige Stellungnahme 
der Regierung in dieser Sache wird 
wohl erst nach dem Audit der dritten 
und letzten großen Initiative, des Ob-
jectif Plein Emploi, erfolgen. Dieser 
Bericht wird aufgrund der sehr viel 
komplexeren Struktur der OGBL-na-
hen Initiative, die über lokale Unter-
abteilungen in diversen Kommunen 
verfügt, erst im April vorliegen.

Auf Nachfrage der woxx bestä-
tigte Schmit, dass diese Vergangen-
heitsbewältigung in Form von Rück-
zahlungsforderungen eigentlich eine 
Selbsttäuschung ist. Tatsächlich lügt 
sich der Staat, als Hauptfinanzier 
der Initiativen, in die eigene Tasche. 

Denn obwohl die Organisationen die-
se Schulden in den nächsten Jahren 
abtragen werden, indem sie einen Teil 
ihrer Einnahmen zur Tilgung nutzen, 
kommt das Geld dafür doch zum al-
lergrößten Teil aus dem Staatssäckel.

Transparente Finanzierung

Deshalb nimmt das Ministerium 
ab diesem Haushaltsjahr die Beschäf-
tigungsinitiativen in die Pflicht, mehr 
Eigenverantwortung zu übernehmen. 
Geld gibt es nur noch proportional 
zur Zahl der tatsächlich betreuten 
Arbeitslosen. Pro Arbeitslosen gibt 
es 100 Prozent des Mindestlohns für 
Nichtqualifizierte - derzeit 1.801 Euro 
-  plus die Sozialausgaben der Arbeit-
geberseite. Für die Kosten des Betreu-
ungspersonals ist ein Schlüssel von 
5:1 vorgegeben. Auf fünf Arbeitslose 
kommt also eine Betreuungsperson, 
die im Schnitt 1,8-mal den Mindest-
lohn erhält. Darüber hinaus  über-
nimmt der Staat ein Fünftel der Ver-
waltungskosten, die auf pauschal 20 
Prozent der so errechneten Lohnmas-
se festgelegt werden.

Da für jede der drei großen und 
sieben kleineren anerkannten Ini-
tiativen am Anfang des Jahres eine 
enge Bandbreite an zu betreuenden 
Personen festgelegt wird, wissen alle 
Beteiligten ziemlich genau, in welcher 
Größenordnung die Gelder fließen 
werden. Wegen der einfachen Berech-
nungsbasis verspricht sich der Minis-
ter auch eine verbesserte Kontrolle, 
die helfen wird, Fehlentwicklungen 
wie in der Vergangenheit zu verhin-
dern. 2011 will der Staat auf diese 
Weise 64,9 Millionen in die Initiativen 
investieren (2010: 51,5 Mio), die dann 
insgesamt 1.577 Personen betreuen.

Ob die Initiativen mit diesen Rah-
menbedingungen zurechtkommen, 
wird die Zukunft zeigen. Allein der 
Betreuungsschlüssel liegt weit entfernt 
von dem, was bislang erreicht wurde. 
Bei ProActif lag er laut Audit bei nur 
1,87:1, und FPE erreichte zuletzt 3,13:1. 
Minister Schmit erhofft sich Spareffek-
te, etwa bei den Miet- und Unterhalts-
kosten, die fortan von den Initiativen 
wohl vorsichtiger angegangen wer-
den. Gewinner dürften die kleineren 
Strukturen sein, die jetzt, dank des 
einheitlichen Schlüssels, weit mehr 
Geld erhalten als bisher. 

Political correctness vs. liberté artistique

Un de nos fervents lecteurs s’est indigné en voyant une caricature 
parue dans le woxx du 24 février, accompagnant l’article sur les 
limitations des aides sociales accordées aux demandeurs d’asile. 
Le dessin montrait les deux ministres concernés, placés devant 
une grande tente portant l’inscription « Arbeit macht 80€ ». Cette 
comparaison l’a profondément choqué, car elle rapprochait les 
tortures, les massacres et le génocide perpétrés dans les camps 
de concentration à des discussions actuelles dans notre pays qui 
se déroulent dans un cadre démocratique. Une telle comparaison 
ne ferait que minimiser les crimes nazis. Ce n’est pas la première 
fois qu’une discussion s’engage sur le choix entre le risque que 
peut comporter le recours à des symboles d’une période obscure 
et les limites de la liberté artistique, sous le chef de laquelle 
tombe notamment la caricature. Comme cette liberté nous est 
particulièrement chère, nous aimerions connaître l’opinion 
d’autres lectrices et lecteurs par rapport à cette question.
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